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vorab per E-Mail: m.kellerOstadt.aurich.de

Unser Zeichen

1307/12DW La
Daniel Wedewardt

Sekretsriat: Kathrin Labohm

Durchwahl:

04941/9101-37

Aurich, 14. 02. 2017

Ihre Anfrage vom 09.02.2017
Anfrage eines Ratsmitgliedes zur Stadtsanierung Aurich
Abrufrecht von Leistungen der re. urban Stadterneuerungsgesellschaft mbhl
Auskunftsrecht

Sehr geehrter Herr Keller,

in obiger Sache nehmen wir Bezug auf Ihre E-Mail vom 09. 02. 2017 und unser
Telefonat in dieser Angelegenheit vom 10.02.2017. Wir teilen hierzu im Hin-
blick auf Ihre Fragestellungen Folgendes mit:

1.
Das Ratsmitglied Meyerholz ist weder in seiner Funktion als Ratsmitglied
noch in seiner Funktion als Fraktionsvorsitzender einer Stadtratsfraktion be-
rechtigt, Leistungen der re. urban GmbH aus dem mit der vorgenannten Ce
sellschaft bestehenden Vertrag zur Übernahme von Leistungen als Sanie-
rungsbeauftragter gemäß § 157 BauGB abzurufen. Denn ebenso wie der Ver-
trag von dem Bürgermeister der Stadt Aurich als das dafür berufene Organ
abgeschlossen worden ist, stehen auch die Abrufmöglichkeiten der verträglich
vereinbarten Leistungen nur den dazu berufenen Organen der Stadt Aurich
zu, in erster Linie also dem Bürgermeister mit der hinter dem Bürgermeister
stehenden Stadtverwaltung.

Ein kommunalverfassungsrechtliches Auskunftsrecht eines Stadtratsmitglie^
des, etwa nach § 56 NKomVG, richtet sich nur gegen den Bürgermeister
selbst. Darauf gestützt können keine Auskünfte externer Personen eingeholt
werden. Die Stadt Aurich muss sich das Handeln des Stadtratsmitglieds Mey-
erholz nicht als solches zurechnen lassen. Die sanierungsbeauftragte Gesell-
schaft (re. urban GmbH) ist nicht verpflichtet, die Anfrage des Ratsmitgliedes
Meyerholz aus dessen E-Mail vom 08. 02. 2017 zu beantworten.
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2.
Sofern sich das Stadtratsmitglied Meyerholz an den Bürgermeister wenden sollte, so
wäre zu überprüfen, ob die konkrete Anfrage nach § 56 S. 2 NKomVG zu beantworten
wäre. Insoweit ist aber bereits vorab darauf hinzuweisen, dass das Auskunftsrecht

nach § 56 S. 2 NKomVG sich nur auf bereits vorliegende Informationen beziehen
kann. Sofern Informationen vorliegen, müssen diese im Rahmen des § 56 S. 2
NKomVG mitgeteilt werden. Der Bürgermeister als Hauptverwaltungsbeamter muss
aber keine Informationen von dritter Seite einholen. Eine Ermittlungspflicht dergestalt,
dass solche Informationen durch externe Gutachter oder durch Inanspruchnahme
eines externen Büros beschafft werden müssen, besteht vor dem Hintergrund des
§ 56 S. 2 NKomVG nicht. Nach unserer Einschätzung kann eine solche Ermittlungs-
pflicht auch nicht aus der Stellung der re. urban GmbH als Sanierungsbeauftragter
nach § 157 BauGB abgeleitet werden. Denn der Sanierungsbeauftragte nach § 157
BauGB ist kein Teil der Stadtverwaltung, sondern externer Dritter. Für dessen Inan-
spruchnahme entstehen externe Kosten, die ein einzelnes Stadtratsmitglied nicht aus-
zulösen berechtigt ist.

3.
Etwas anderes wäre selbstverständlich dann gegeben, wenn beispielsweise der Ver-
waltungsausschuss als Beschlussorgan den Bürgermeister anweisen würde, eine ent-
sprechende Stellungnahme des sanierungsbeauftragten Büros einzuholen. Eine derar-
tige Fallgestaltung ist derzeit allerdings nicht ersichtlich.

Wir hoffen, dass wir mit unseren kurzen Anmerkungen eine Hilfestellung bieten konn-
ten. Der Unterzeichner steht ansonsten selbstverständlich gerne für etwaige Rückfra^
gen zur Verfügung.

Mit fteundlichen Grüßen

Daniel Wedewardt

Rechtsanwalt


